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Nomos

David Heldmann, geb. 1977 als David Meier, studierte Rechtswissenschaft in Mün-
ster/Westfalen. 2003 Erstes Staatsexamen, 2006 Promotion. 2003–2005 Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Kommunalwissenschaftlichen Institut der Universität
Münster, seit 2005 Rechtsreferendar beim Hanseatischen Oberlandesgericht in Ham-
burg, Verwaltungsstation im Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Zum Inhalt: Die gesetzliche Unfallversicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten wird einseitig durch die Unternehmer finanziert. Die an die Berufs-
genossenschaften zu entrichtenden Beiträge sind dabei nach Gefahrklassen abge-
stuft. David Heldmann leistet mit dem Werk, das sich gleichermaßen an Wissen-
schaft, Unfallversicherungsträger und Beitragspflichtige richtet, eine umfassende
systematische Darstellung dieser wenig beachteten Rechtsmaterie. Bestehende
Selbstverwaltungsspielräume werden mit ihren Grenzen aufgezeigt, zahlreiche juri-
stische Streitfragen erörtert und einer Lösung zugeführt. Besonderes Augenmerk
wird auf die Einhaltung der sozialversicherungsrechtlichen Prinzipien Solidarität und
Äquivalenz gelegt.
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Erster Teil: Einleitung 

Die deutsche Sozialversicherung hat ein gewaltiges Finanzierungsproblem. Immer 
weniger Beitragszahler müssen immer mehr Leistungen finanzieren. Die demogra-
phische Entwicklung lässt die gesetzliche Rentenversicherung an ihre Grenzen sto-
ßen, die gesetzliche Pflegeversicherung meldet Rekorddefizite, auch Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung bedürfen umfassender Reformen, sollen sie ihre Aufgaben 
dauerhaft verlässlich erfüllen können. Die genannten Sozialversicherungszweige 
und ihre Finanzierung finden daher derzeit große Aufmerksamkeit. Die gesetzliche 
Unfallversicherung als fünfter Zweig der Sozialversicherung steht weit weniger im 
Fokus der Öffentlichkeit. In regelmäßigen Abständen melden sich die Arbeitgeber 
zu Wort und fordern – bislang ohne Erfolg – entweder die Privatisierung der Unfall-
versicherung1 oder die Ausgliederung der Wegeunfälle aus dem Leistungskatalog2. 
Intensiver mit der Materie Befassten ist vielleicht noch die Monopoldiskussion vor 
dem Hintergrund des Gemeinschaftsrechts ein Begriff.3  

Das geringe öffentliche Interesse an der Finanzierung der Unfallversicherung mag 
mit der Tatsache zusammenhängen, dass die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversi-
cherung die niedrigsten aller Sozialversicherungsbeiträge darstellen.4 Der durch-
schnittliche Beitragssatz weist darüber hinaus entgegen der Entwicklung in den üb-
rigen Zweigen sogar eine eher rückläufige Tendenz auf.5 Die Frage der Beitragsges-
taltung in der gesetzlichen Unfallversicherung ist aus rechtswissenschaftlicher Sicht 
aufgrund der dort geltenden Besonderheiten jedoch hochinteressant. Die vorliegende 
Arbeit will eine systematische Darstellung dieser wenig beachteten Rechtsmaterie 
leisten. 

 
1  Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Unternehmer, Wettbewerb, S. 6; DIHK, Transparenz, 

S. 13; Gerken, F.A.Z. vom 19. August 2004 (Nr. 192), S. 11; Habermann, F.A.Z. vom 28. Juli 
2001 (Nr. 173), S. 13; siehe auch F.A.Z. vom 7. Juni 2005 (Nr. 129), S. 17; anders jedoch 
Hundt, F.A.Z. vom 26. Februar 2004 (Nr. 48), S. 14. 

2  Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Neuaufbruch, S. 21, und Sozialstaat, 
S. 42; Hundt, F.A.Z. vom 26. Februar 2004 (Nr. 48), S. 14; siehe auch F.A.Z. vom 17. Juni 
2003 (Nr. 138), S. 11; F.A.Z. vom 16. August 2004 (Nr. 189), S. 1 und 9; SZ vom 18. August 
2004 (Nr. 190), S. 1; F.A.Z. vom 19. August 2004 (Nr. 192), S. 9; Netzeitung vom 29. März 
2005 (http://www.netzeitung.de/arbeitundberuf/331694.html, abgerufen am 2. Mai 2005); 
F.A.Z. vom 10. Mai 2005 (Nr. 107), S. 17, und F.A.Z. vom 18. April 2006 (Nr. 90), S. 13. 

3  Dazu zuletzt Fuchs, SGb 2005, 65 ff. 
4  Im Jahr 2004 lag der Beitragssatz durchschnittlich bei 1,33 v. H. der Löhne und Gehälter (zum 

Vergleich: Rentenversicherungsbeitrag 19,5 v. H.; durchschnittlicher Krankenversicherungs-
beitrag 14 v. H.; Beitrag zur Arbeitsförderung (Arbeitslosenversicherung) 6,5 v. H.; Pflege-
versicherungsbeitrag 1,7 v. H.). 

5  1960: 1,51 v. H.; 1970: 1,38 v. H.; 1980: 1,46 v. H.; 1990: 1,36 v. H.; 2000: 1,31 v. H.; 2001: 
1,31 v. H.; 2002: 1,33 v. H.; 2003: 1,35 v. H.; 2004: 1,33 v.H. 
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§ 1 Zur vorliegenden Untersuchung  

Die gesetzliche Unfallversicherung soll Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten sowie 
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren verhüten. Nach Eintritt von Arbeitsunfällen 
oder Berufskrankheiten soll sie die Gesundheit und die Leistungsfähigkeit der Ver-
sicherten wiederherstellen und sie oder ihre Hinterbliebenen durch Geldleistungen 
entschädigen (§ 1 SGB VII6). Versicherte in der gesetzlichen Unfallversicherung 
sind vor allem abhängig beschäftigte Arbeitnehmer.7 Finanziert werden die Leistun-
gen der gesetzlichen Unfallversicherung fast ausschließlich durch Beiträge der Un-
ternehmer (§ 150 Abs. 1 Satz 1 SGB VII).8 Anders als in den anderen Zweigen der 
Sozialversicherung werden die versicherten Arbeitnehmer selbst nicht zur Finanzie-
rung herangezogen.9  

Die Höhe der von den einzelnen Unternehmern zu entrichtenden Beiträge bemisst 
sich dabei zunächst nach dem Finanzbedarf des jeweiligen Trägers der Unfallversi-
cherung im abgelaufenen Kalenderjahr (Umlagesystem). Der Finanzbedarf wird je-
doch nicht gleichmäßig nach der Anzahl der Versicherten oder einem vergleichbaren 
Maßstab auf die Unternehmer umgelegt. Die Unfallversicherungsträger haben bei 
der Beitragsberechnung neben dem Finanzbedarf weitere Faktoren zu berücksichti-
gen. So ist es Kennzeichen der gewerblichen Unfallversicherung seit ihren Anfän-
gen im Kaiserreich, dass immer auch mittels ökonomischer Anreize das Ziel verfolgt 
wird, Gefahren und Unfälle zu verhüten. Dies geschieht vor allem durch eine Abstu-
fung der Beiträge nach Gefährdungsrisiken im so genannten Gefahrtarif.10 Daneben 
ist selbstverständlich auch die Größe des Unternehmens zu berücksichtigen. Im Be-
reich der landwirtschaftlichen Unfallversicherung sind hingegen andere Faktoren als 
Verteilungsmaßstäbe heranzuziehen, etwa die Fläche oder der Wirtschaftswert des 
landwirtschaftlichen Unternehmens. Auch die Unfallversicherungsträger der öffent-
lichen Hand finanzieren sich seit jüngerer Zeit über Beiträge, die wiederum nach 
besonderen Regeln bemessen werden. 

 
6  Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung – (SGB VII) vom 7. August 

1996 (BGBl. I S. 1254, verkündet als Art. 1 des Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes), 
zul. geän. durch Gesetz vom 21. März 2005 (BGBl. I S. 818). 

7  Weitere Personengruppen sind kraft Gesetzes versichert (§ 2 SGB VII), können freiwillig (§ 6 
SGB VII) oder kraft Satzung der Unfallversicherungsträger versichert sein (§ 3 SGB VII); da-
zu unten  § 3 (S. 28). 

8  Weitere Beitragspflichtige werden in § 150 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4 SGB VII bestimmt. 
So sind z.B. die versicherten Unternehmer selbst beitragspflichtig; dazu unten unter  § 9, 
S. 52 ff.  

9  In der gesetzlichen Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung bringen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber die Beiträge je zur Hälfte auf, §§ 249 Abs. 1 SGB V, 168 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VI, 346 Abs. 1 S. 1 SGB III, 58 Abs. 1 S. 1 SGB XI. 

10  Schulz, Gefahrtarif, S. 3. 
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Im Anschluss an eine Einführung in die Grundkonzeption der gesetzlichen Un-
fallversicherung (§§ 2 bis 6) soll die Darstellung der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für die Beitragsgestaltung durch die Träger der gewerblichen Unfallversiche-
rung, die gewerblichen Berufsgenossenschaften, den Schwerpunkt der Arbeit bilden 
(§§ 7 bis 23). Die vorliegende Monographie verfolgt als systematische Darstellung 
aus rechtswissenschaftlicher Sicht11 ein anderes Ziel als die vorhandenen Kommen-
tierungen des SGB VII12 und die versicherungsmathematisch-betriebswirtschaft-
lichen Schriften zum Thema13. Bestehende Selbstverwaltungsspielräume sollen mit 
ihren Grenzen aufgezeigt, zahlreiche juristische Streitfragen in diesem Zusammen-
hang erörtert und einer Lösung zugeführt werden. Besonderes Augenmerk soll ange-
sichts teilweise kritischer Stimmen auf die Einhaltung der sozialversicherungsrecht-
lichen Prinzipien von Solidarität und Äquivalenz im Beitragsrecht der Unfallversi-
cherung gelegt werden.  

Überblicksartig soll im Anschluss auch die Finanzierung der anderen Zweige der 
gesetzlichen Unfallversicherung dargestellt werden (§§ 24 und 25). Ausblick und 
Zusammenfassung der Ergebnisse (§§ 26 bis 28) bilden den Schluss der Untersu-
chung. 

 

 
11  Aus rechtswissenschaftlicher Sicht haben das Thema monographisch zuletzt Hartmann (1896 

und 1913) und Mosch (1935) bearbeitet. Die Arbeit von Renz (1930) ist eine betriebswirt-
schaftliche Dissertation. 

12  Bereiter-Hahn/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung; Brackmann, Handbuch der Sozial-
versicherung (Band 3); Franke, Lehr- und Praxiskommentar SGB VII; Hauck/Noftz, Sozialge-
setzbuch Gesamtkommentar (SGB VII); Kater/Leube, Gesetzliche Unfallversicherung; Lau-
terbach, Unfallversicherung; Niesel, Kasseler Kommentar Sozialversicherungsrecht; Pet-
ri/Voelzke/Wagner, Gesetzliche Unfallversicherung; Schmitt, SGB VII; Schock, Gesetzliche 
Unfallversicherung; Schulin, Handbuch des Sozialversicherungsrechts (Band 2); Wannagat, 
SGB VII. 

13  Schulz, Beitragsausgleichsverfahren; ders., Gefahrtarif; ders., Risikoausgleich. 
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§ 2 Geschichte der gesetzlichen Unfallversicherung 

Industrielle Entwicklung und technischer Fortschritt kennzeichneten die Situation 
Deutschlands Mitte des 19. Jahrhunderts. Der Stand des rechtlich freien, wirtschaft-
lich aber vom ungleich stärkeren Arbeitgeber abhängigen Lohnarbeiters entstand.14 
Gleichzeitig rückte unter dem Einfluss von Aufklärung und Liberalismus die Ein-
zelpersönlichkeit mehr in den Vordergrund.15 Neben die in den vorherigen Jahrhun-
derten im sozialen Bereich vorherrschende kirchliche Fürsorge und die öffentliche 
Armenunterstützung trat der Gedanke der vorbeugenden wirtschaftlichen Sicherung 
des Einzelnen. Die mit der Industrialisierung einhergehenden Veränderungen rück-
ten die „soziale Frage“ in den Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion.16  

In dieser Situation wurde das Reichshaftpflichtgesetz (RHG) vom 7. Juni 187117 
allgemein als unzureichend angesehen.18 Es gewährte dem infolge eines Arbeitsun-
falls Verletzten nur dann einen Anspruch, wenn dieser das Verschulden des Unter-
nehmers oder das eines Bevollmächtigten bei der Ausführung einer Dienstverrich-
tung nachweisen konnte, was in der Praxis oft nur unter erheblichen Schwierigkeiten 
gelang.19 Auch die Unternehmer waren mit der bestehenden Regelung unzufrieden: 
Die durch das RHG trotz allem gegenüber dem allgemeinen Zivilrecht erweitere 
Haftpflicht führte zu unkalkulierbaren Risiken, gegen die sich die Unternehmer mit 
privaten Versicherungen schützen mussten.20 Überlegungen, das bestehende RHG 
zu verbessern, konnten sich nicht durchsetzen.21 Auch ein erster Entwurf eines Un-
fallversicherungsgesetzes, der einen Versicherungszwang vorsah, erstmals einen ge-
setzlichen Anspruch von bei einem Arbeitsunfall verletzten Arbeitern auf bestimmte 
Leistungen enthielt, sowie in der endgültigen Fassung eine Finanzierung durch Bei-
träge der Unternehmer und der Arbeiter vorsah22, scheiterte 1881 im Bundesrat, weil 
Reichskanzler Bismarck auf einen Reichzuschuss zur Unfallversicherung nicht ver-

 
14  Breuer in: Schulin, § 1 Rn. 12 ff. (S. 3 f.); Wannagat, Lehrbuch, S. 51 f. 
15  Wannagat, Lehrbuch, S. 53. 
16  Wickenhagen, Band 1, S. 14. 
17  RGBl. S. 207. 
18  Bödiker, S. 12 ff.; Breuer in: Schulin, § 1 Rn. 35 (S. 7); Wannagat, Lehrbuch, S. 66; Wicken-

hagen, Band 1, S. 29; siehe auch Quandt, 1938, S. 12 f., dessen Aussagen im Übrigen freilich 
wegen ihrer teilweise antisemitischen und antidemokratischen Tendenzen zurückhaltend zu 
bewertend sind. 

19  Bödiker, S. 13; Breuer in: Schulin, § 1 Rn. 31 (S. 6); Greiner in: 100 Jahre ges. UV, S. 226; 
Wannagat, Lehrbuch, S. 56; Wickenhagen, Band 1, S. 29. 

20  Wannagat, Lehrbuch, S. 57. 
21  Bödiker, S. 17; Wickenhagen, Band 1, S. 30 f. 
22  Anlage Nr. 260 zu den Verhandlungen des Reichstages 1881 (S. 1157 ff.). 


